
Von Patrick Kühnis
Zürich – Es war am 2. April 2005, als in 
Zürich ein paar Dutzend Demonstranten 
gegen die israelische Palästina-Politik 
protestierten. Sie zogen durch die In-
nenstadt zur Bäckeranlage, wo Pfarrer 
Ernst Sieber und Nationalrat Daniel Vi-
scher als Redner auftraten. Die bewil-
ligte Kundgebung ging friedlich über die 
Bühne. Die breite Öffentlichkeit nahm 
kaum Notiz davon. Denn am gleichen 
Tag starb Papst Johannes Paul II.

Für den Zürcher Gemeinderat Baltha-
sar Glättli (Grüne) hatte der fast ver-
gessene Anlass gleichwohl ein Nach-
spiel. Er erfuhr Jahre später, dass er des-
wegen ins Visier des Staatsschutzes ge-
raten war: Als Ge-
suchsteller der Pa-
lästina-Demonstra-
tion wurde er in 
der Isis-Datenbank 
fichiert. Der In-
landgeheimdienst 
hat dort die Daten 
von gut 200 000 
Personen gesam-
melt, obwohl sie zu 
einem guten Teil 
gar nicht sicherheitsrelevant sind – was 
die parlamentarische Aufsicht nach 
einer Untersuchung als illegale Schnüf-
felei taxiert hat (TA vom 1. Juli).

Nicht Glättli auf dem Radar
Warum er überhaupt fichiert wurde und 
wie sein Zürcher Demogesuch zum Ge-
heimdienst gelangte, wusste Glättli lange 
Zeit nicht. Der Eidgenössische Daten-
schutzbeauftragte eröffnete ihm zwar 
2008, dass er wegen der Demo regis-
triert ist, bei der «an verschiedenen Or-
ten Plakate mit dem Aufruf, am 1. Mai 
2005 in Zürich auf die Strasse zu gehen, 
angebracht wurden». Volle Aktenein-
sicht bekam er aber nie. Und sein Ein-
trag soll inzwischen gelöscht sein.

Licht ins Dunkel bringt jetzt aus-
gerechnet ein Parteikollege Glättlis, der 
neue grüne Zürcher Polizeivorsteher Da-

niel Leupi. Glättli sei gar nicht in der 
Datenbank gelandet, weil er um die Be-
willigung für eine politische Kundge-
bung ersuchte, sagt er. «Fichiert wurde 
er, weil an der Demonstration eine Orga-
nisation teilnahm, die auf der Beobach-
tungsliste des Bundes stand.» 

Als Veranstalter trat damals eine 
Gruppe namens «Recht für alle» auf, ein 
Zusammenschluss von Palästinensern in 
der Schweiz. Ob die Staatsschützer die-
sen oder die autonomen Plakatkleber als 
Gefahr für die innere oder äussere Si-
cherheit eingestuft haben, kann die Stadt 
nicht sagen. Die Zürcher Polizei leiste 
nur die gesetzliche Amts- und Vollzugs-
hilfe für den Bund. «Die Stadtpolizei be-

spitzelt keine ge-
wählten Zürcher
Parlamentarier», 
betont Leupi. Dass
sie Glättlis Perso-
nendaten nach
Bern geschickt
habe, bezeichnet
der Politiker rück-
blickend als  «Grenz-
fall», der im «Er-
messensspielraum 

der Polizeifachleute» lag. «Die Weiter-
gabe würde heute wohl mit erhöhter
Sensibilität geprüft.» 

Das mache die Sache nicht besser, fin-
det Glättli. «Im Gegenteil: Das Beispiel
zeigt, dass im Schleppnetz der Fahnder
zahllose Informationen landen, die für
die Sicherheit des Landes gar nicht von
Bedeutung sind.» Er fordert die Stadt
auf, ihre Staatsschutztätigkeit einzustel-
len, bis der neue Fichenskandal aufge-
arbeitet ist. Leupi dagegen sieht keinen
Handlungsbedarf im eigenen Departe-
ment: «Ich gehe davon aus, dass der
Bund die Probleme löst, indem er die
Qualität künftig gesammelter Daten ge-
währleistet – inklusive deren Löschung
nach der vorgeschriebenen Frist.»

Innerhalb der Stadtpolizei arbeiten
sieben Leute für den Nachrichtendienst
des Bundes. Sie überwachen gezielt Per-

sonen, Organisationen und Gebäude 
und sammeln Informationen über mög-
liche Extremisten oder Terroristen 
(siehe Kasten). Heikel ist laut Leupi vor 
allem der zweite Auftrag – «weil die An-
forderungen des Bundes über die zu lie-
fernden Daten offen formuliert sind».

Stadt lieferte 20 Dossiers ab
Die Stadtpolizei sei deshalb sehr zurück-
haltend. So würden «in der Regel» ausser 
von Straftätern keine Personendaten 
mehr nach Bern geschickt. Im Jahr 2009 
sollen es nur «rund 20 Meldungen» ge-
wesen sein. Eine genaue Statistik gibt es 
allerdings auf Leupis Betreiben erst seit 
Anfang 2010. Auch führt die Stadt – im 

Gegensatz zu den Kantonen Genf oder
Bern – keine eigenen Datenbanken.

Umstritten ist, wer die Staatsschützer
der Stadtpolizei beaufsichtigt. Leupis
Departement sagt zwar, dass die Polizei
dem Datenschutzbeauftragten Marcel
Studer Auskunft über die Fachgruppe
gewähre. In der Praxis aber weiss Studer
genauso wenig darüber wie seine Kolle-
gen in den Kantonen, die vom Bund end-
lich Akteneinsicht wollen. «Ich habe
noch nie eine Fiche gesehen.» Einblick
in die Arbeit der Staatsschützer habe
ihm das Polizeikommando erst kürzlich
angeboten. «Wir müssen aber erst ein-
mal abklären, was da überhaupt für In-
formationen gesammelt werden.»

So hilft die Zürcher Stadtpolizei
dem Bund beim Schnüffeln
Eine siebenköpfige Gruppe ist der verlängerte Arm des Staatsschutzes in Zürich. Jetzt gibt der grüne 
Polizeivorsteher Daniel Leupi Einblick in deren Arbeit – und sagt, warum ein Parteikollege fichiert wurde.

Balthasar Glättli. Daniel Leupi.


